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Rechtschreibfehler sind gewollt und dienen zur allgemeinen Belustigung.  

Wer einen findet, darf ihn behalten.  Wir haben genug davon.  

W o h l  ü b e r a l l  i n  B a d e n -
Württemberg waren die Innenstäd-
te dominiert von einem schwarz -
rot - goldene Fahnenmeer und kilo-
meterlange Autokorsos fuhren 
d u r c h  d i e  S t ä d t e  B a d e n -
Württembergs. Auch für die 
Einsatzkräfte der Polizei bleibt es 
bei den WM - Sondereinsätzen bis-
lang ruhig und bedingt stressfrei. 

Obwohl es vereinzelt kleinere 
Schlägereien zwischen den Deut-
schen Fans untereinander gibt ist 
der größerer Teil friedlich und in 
Feierlaune.  
   Hoffen wir, dass es weiterhin so 
bleibt und alle Beteiligten, Fans 
und Polizei, einen weiterhin stö-
rungsfreien Verlauf der FIFA Fuß-
ball - WM haben werden.  

FIFA Fußball - WM 2010:  

Feiernde Fußballfans machen den Einsatzkräften 
der Polizei in den Großstädten kaum Probleme  

Feiern ausgelassen, wie hier in Mannheim, nach dem Sieg der Deutschen Fußballnationalmann-

schaft gegen England mit ausgefallenen Ideen. Ein ganzes Fußballfeld haben diese Fans gleich 

mal auf die Motorhaube  gebastelt.                                                                                 Foto: © TM (GdP)  



Wähle jetzt Deine starke Mannschaft, denn nur der stärkere kann gewinnen  
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Dank an die Protagonisten!  
Von Josef Schneider, GdP - Ehrenvorsitzender  

Normalerweise sollten sich Leute 
wie ich aus der aktuellen Politik 

raushalten. Aus aktuellem Anlass 
möchte ich mir heute mal eine Aus-
nahme von dieser Regel genehmi-

gen. Der Grund dafür ist die Mel-
dung, dass sich die Faktionen von 
CDU und FDP für eine Verlängerung 

der Lebensarbeitszeit der Polizeibe-

amten und Feuerwehrbeamten ent-
schieden haben.  
   War ja nicht anders zu erwarten, 

werden manche jetzt denken. Oder, 
was ist daran neu? Wurden doch 
vor Jahren schon die entsprechen-
den Pläne von bestimmten Protago-

nisten den Kolleginnen und Kollegen 
in den Dienststellen erläutert. Dass 
sich die Verantwortlichen in unse-

rem Land aber dazu durchringen, 
die Verlängerung der Lebensarbeits-
zeit ohne Sonderregelung für die 

langjährig Wechselschichtdienst 
leistenden Kolleginnen und Kollegen 
zu beschließen, ist bundesweit doch 
eine einmalige Sache. Und ange-

sichts des Altersaufbaus der Polizei 
eine Ungeheuerlichkeit.  
   Die Betroffenen kºnnen nur eines 

tun! Sie sollten sich bis zum Gang 
in die Wahlkabine am Tag der Land-
tagswahl im Jahr 2011 die beiden 

nachfolgenden Sätze merken, die 
heute auf der Homepage des SWR 
zu lesen waren:  
   ĂDie Koalition sehe zwar, dass 

Polizisten und Feuerwehrleute im 
Dienst körperlich stark beansprucht 
werden. Dies treffe aber auch für 

die Angehörigen des Katastrophen-
schutzes oder für Rettungssanitäter 
zuñ, sagte Hauk, Fraktionsvorsitzen-

der der CDU. ĂAuÇerdem kºnne 

man zu hohe Belastungen durch 
kluge Gestaltung der Dienstpläne 
und Arbeitszeiten sowie durch ge-

zielte Gesundheitsprävention ver-
meiden.ñ 
   Auch R¿lke sieht keinen Grund, 

Ăsich den Protesten von Polizisten 
und Feuerwehrleuten in den ver-
gangenen Wochen zu beugen. Er 

verwies auf geplante Ausnahmere-
gelungen: So könnten Beamte aus 
diesen Bereichen nach wie vor im 

Alter von 60 Jahren in den Ruhe-
stand gehen, wenn ihnen ein Amts-

arzt Dienstunfªhigkeit bescheinige.ñ 
    Falls Herr R¿lke mit seinem letz-
ten Satz gemeint haben sollte, dass 

Polizei -  und Feuerwehrbeamte unter 
den von ihm genannten Bedingun-
gen ohne Versorgungsabschlag in 

den Ruhestand gehen dürfen, dann 

sollte er das auch sagen. Dann soll-
te er aber schon mal ein Programm 
zur Verstärkung der Polizeiärzte, die 

ja die Amtsarztfunktion wahrneh-
men, einleiten. Vielleicht auch eine 
entsprechende personelle Verstär-
kung der Verwaltungsgerichte?  

    Wenn jetzt die Polizei -  und Feu-
erwehrbeamtinnen und -beamten 
auch noch befürchten müssen, dass 

die bisher gewªhrte ĂAusgleichs-
zahlungñ von maximal 4091 ú f¿r 
den früheren Eintritt in den Ruhe-

stand nach dem bisher bekannten 
Entwurf eines Landesbeamtenver-
sorgungsgesetzes Ăklammheimlichñ 
einfach von einem auf den anderen 

Tag in Wegfall kommen soll, dann 
erkennt man, wie die verantwortli-
chen Politiker im Land mit der Poli-

zei umgehen! Man scheut anschei-
nend nicht mal eine Regelung, de-
ren Verfassungsfestigkeit in Frage 

gestellt werden darf.  
   Zum wiederholten Mal wird die 
Polizei bei der Haushaltssanierung 
besonders belastet. Ich erinnere an 

den Wegfall der Ruhegehaltfähigkeit 
der Polizeizulage, die allerdings von 
Bundespolitikern beschlossen wur-

de. Dass man diesen Beschluss 
nach dem Inkrafttreten der Födera-
lismusreform I verändern kann, hat 

die Landespolitik in Bayern eindeu-

tig nachgewiesen.  
   Jetzt aber zu den Protagonisten. 
Statt sich innerhalb der Polizei in 

der bestehenden Kooperation der 
Polizeigewerkschaften zu solidarisie-
ren, um sich den wirklich zu erwar-

tenden Problemen zu widmen, ha-
ben sich die Verantwortlichen zwei-
er Gewerkschaften mit ĂLaien-

politikernñ aus dem Arbeitskreis 
einer großen Partei zusammen ge-
schlossen. In einer ĂNacht- und Ne-

belaktionñ hat man versucht, durch 
einen Auftritt vor der Landespresse-

konferenz die Gewerkschaft der Po-
lizei im Land zu Ă¿bertºlpelnñ.  
   Ein Teil der Protagonisten hat 

nicht nur in Gewerkschaftsveran-
staltungen sonder auch in Dienst-
versammlungen im Land bereits so 

geredet, als ob ihr ĂLaufbahnmodell 
f¿r die Polizeiñ bereits beschlossene 
Sache sei. Nichts, aber auch gar 
nichts davon ist jetzt im Entwurf 

des Dienstrechtsreformgesetzes der 
Landesregierung wieder zu finden. 
Vom BDK wurde inzwischen wenigs-

tens die Meldung verbreitet, dass 
das Hamburgische Oberverwal-
tungsgericht festgestellt hat, dass 

die Durchführungspraxis des 

ĂHamburgerñ Laufbahnverlaufmo-
dells, von dem unsere Protagonis-
ten ohne Zweifel inspiriert waren, 

nicht den Grundsätzen des Art. 33 
Grundgesetz entspricht, also verfas-
sungswidrig ist.  

   Und einfach schªbig ist es, wenn 
der Verantwortliche des zuvor defi-
nierten Arbeitskreises jetzt in einer 

Dankadresse seinem Ministerpräsi-
dent  schreibt: ĂDas von uns entwi-
ckelte und bereits im Herbst 2008  

Josef Schneider  
Foto: © Helmut Ross (MA)  
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in die Gremien der CDU eingebrach-
te Laufbahnverlaufsmodell, das in 

seinen wesentlichen Elementen 
auch von der Deutschen Polizeige-
werkschaft und dem Bund Deut-

scher Kriminalbeamter mitgetragen 
wurde, wurde mit wesentlichen Eck-
pfeilern und deshalb auch sehr ziel-
f¿hrend in den in den Ăstrukturellen 

Verbesserungenñ umgesetzt wur-
den. Mehr Rabulistik geht einfach 

nicht mehr!  
   Diese strukturellen Verbesserun-
gen haben nichts, aber auch gar 

nichts mit dem propagierten Lauf-
bahnverlaufsmodell, das man der 
Landespressekonferenz vorgestellt 
hat, gemeinsam. Wer jedoch Ge-

meinsamkeiten zum Ăstrukturellen 
Begleitprogrammñ der Landesregie-

rung sucht, der findet sie auf dem 
GdP-Plakat ĂAttraktivitªt des Poli-
zeiberufsñ.  

   Und jetzt lege ich mich wieder in 
meinen Liegestuhl und beobachte 
die Szene aus der Ferne.  

Josef Schneider  

Fortsetzung von Seite 2  

Hallo,  

 
Laut Presseberichten wird die Landesregierung mit Mehr-

heit der CDU/FDP Koalition die Verlängerung der Lebensarbeit für 

Polizeibeamte und Feuerwehrleute im Juli beschließen.  

 

Die Erhöhung auf 62 Jahre scheint im Hinblick auf die "freie" Wirt-

schaft verständlich.  

 
Dennoch was ist mit denen Polizeibeamten, die Jahrzehnte  im 

Schichtdienst ihre Köpfe hinhalten??  

 

Warum wird die Schichtzeit nicht auf die Lebensarbeitszeit angerech-

net?  

 

Als langjähriges GDP -Mitglied lautet meine Frage an die GDP Baden -

Württemberg:  

 

Was gedenkt man zu tun die Erhöhung der Lebensarbeitszeit zu ver-

hindern bzw. eine Sonderregelung für Beamte im  Schichtdienst zu       

   erreichen?  

    Mit fr
eundlic

hen Gr¿
Çen

 

 
    Michael Grab  

Hallo GdP  

  

In den Medien war es zu lesen, 

dass die Minister auch länger ar-

beiten müssen. Konnten sie wie 

bisher mit 55 Jahre gehen, wenn 

sie acht Amtsjahre hatte, so kön-

nen sie jetzt erst mit 57 Jahren 

gehen.  

Da werden wir also doppelt be-

straft: Zum einen müssen wir jetzt 

bis 62 Jahre im Dienst bleiben und 

zum anderen behalten wir die 

Politiker zwei Jahre länger.  

  

Horst aus RT  

GdP-Stimmungsbarometer:  

Reaktionen der GdP - aktiv Leser  

Regeln für Leserbriefe  
  

Die ĂGdP-aktivñ nimmt 
gerne Leserbriefe und 

Beiträge auf, die als 
wicht iger Bestandteil 

dieser  Publ ikat ion 
b e t r a c h t e t  w e r d e n . 

Leserbriefe enthalten eine 
persönliche Meinungs -

äußerung oder zusätzliche 
Informationen zu einem 

T h e m a ,  d a s  d i e 
Leserschaft der ĂGdP-

aktivñ interessiert. 
Zuschriften sind an die 

Redakt ions - E- Mail zu 

richten. Es werden nur 
Leserbriefe aufgenommen, 

deren Inhalt in der ĂGdP-
aktivñ bereits thematisiert 

wurde und/oder sich auf 
Themen rund um die 

Polizei beziehen.  
 

    Ein Leserbrief trªgt die 
U n t e r s c h r i f t  d e s 

Verfassers (Vorname, 
N a m e ,  E i n h e i t , 

Dienststelle). Ausnahmen 
werden nur bei äußerst 

w i c h t i g e n  G r ü n d e n 

g e m a c h t .  B e i  d e r 
Einsendung ist immer die 

vollständige Bezeichnung 
der Org. - Einheit mit 

T e l e f o n n u m m e r 
anzugeben. Anonyme 

Schreiben werden nicht 
b e r ü c k s i c h t i g t  u n d 

veröffentlicht. In der 
Regel werden in der ĂGdP-

aktivñ nur Zuschriften aus 
d e m  K o l l e g e n k r e i s 

aufgenommen.  
 

   Leserbriefe d¿rfen 
weder polemischen Inhalt 

noch persönliche Angriffe 
e n t h a l t e n .  A u c h 

dienstliche und private  
Fehden finden keine 

Aufnahme.   
 

   De r  Inha l t  e ines 

Leserbriefes muss sich 
nicht mit der Meinung der 

GdP oder der Redaktion 
decken. Trotzdem trägt 

letztere die rechtliche 
Verantwortung.  

 
   Der Entscheid ¿ber die 

Veröffentlichung einer 
Einsendung liegt daher bei 

den Verantwortlichen der 
ĂGdP-aktivñ. 

 
  

Die Redaktion  

 
 

 redaktion@gdp - bw.de  

 
 

 
 
 

Lob für die Einsatzkräfte der Polizei  
DGB-Jugend Nordbaden schreibt an den DGB Regionalvorsitzenden Nordbadens 

Stefan Rebmann  
 
 

Hallo Stefan,  
 
bei der Demo am 12.06. in Stuttgart bin ich richtig froh und erleichtert gewesen, dass die Poli-
zei anwesend war. Die haben ihren Job außerdem auch hervorragend gemacht. Erst als wir die 
aggressive Menge aus dem schwarzen Block nicht mehr aufhalten konnten, standen die Polizis-
ten nicht nur sprichwörtlich hinter uns. Sie haben uns in diesem Augenblick kurz geholfen und 
sich sofort wieder zurückgezogen, um Schlimmeres und Eskalationen zu vermeiden. Darum bin 
ich sehr verärgert wie die Arbeit der Polizei an diesem Tag durch falsche Schilderungen so in 
den Dreck gezogen wurde.  
 
Wie gesagt, ich war sehr froh, dass sie da waren und dass sie ihren job so gut gemacht haben.  
 
Grüße  
Kayed Sagalla  
DGB-Jugend Nordbaden  
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GdP zu Fahrverboten und elektronischer Fußfessel  
Witthaut: Elektronische Fußfessel ist nicht der Stein der Weisen  

Berlin.  Pläne der Bundesjustiz-
minterin Sabine Leutheusser -

Schnarrenberger, die sogenannte 
elektronische Fußfessel für die 

Überwachung gefährlicher Täter 
einzusetzen, beurteilt der stell-

vertretende Bundesvorsitzende 
der Gewerkschaft der Polizei 
(GdP), Bernhard Witthaut, skep-

tisch. ĂDas Urteil des Europªi-
schen Gerichtshofs für Menschen-

rechte, nachdem womöglich zahl-
reiche gefährliche Straftäter aus 

der Sicherungsverwahrung in die 
Freiheit entlassen werden müs-

sen, hat Ängste in der Bevölke-
rung geschürt. Die elektronische 

Fußfessel ist, von rechtlichen 
Problemen abgesehen, nur be-
dingt geeignet, weitere Straftaten 

zu verhindern.ñ 
 

   So sei es in einer GroÇstadt 
kaum möglich, mehrere hundert 

Meter zu gehen, ohne an einer 

Schule, einem Spielplatz, einer 
Kindertagesstätte, vorbeizulau-

fen, so Witthaut. Auch sei ein 
elektronischer Sender nach dem 

Kenntnisstand der GdP nicht in 
der Lage, einen Kontakt des 

Überwachten zwischen einem Er-
wachsenen und einem Kind zu 
erkennen und sie zu unterschei-

den. Witthaut: ĂEs wªre fatal, die 
elektronische Fußfessel als Stein 

der Weisen zur Lösung dieses 
komplizierten Problems zu feiern 

und die Bevölkerung in Sicherheit 
zu wiegen.ñ 

 
   Die von Justizministern der 

Länder vorgeschlagene Auswei-
tung von Fahrverboten auf Delik-
te, die nicht in direktem Bezug 

zum Straßenverkehr stehen, wird 
dagegen von der Gewerkschaft 

der Polizei (GdP) begrüßt. Bern-
hard Witthaut, stellvertretender 

Bundesvorsitzender der Gewerk-

schaft der Polizei (GdP), Bernhard 
Witthaut: ĂDas Auto stellt vor al-

lem für junge Menschen ein wich-
tiges Statussymbol mit großem 

Spaßfaktor dar. Dürfen junge Tä-
ter ihr Auto nicht mehr benutzen, 

so hätte dies sicherlich die von 
den Richtern gewünschte nach-
haltige Wirkung.ñ Zudem erleich-

tert die Erweiterung des Strafen-
katalogs, die Lebensumstände 

der Täter bei der Strafverhän-
gung noch stärker berücksichti-

gen zu können. Skeptisch zeigte 
sich Witthaut bei der Kontrolle 

verhängter Fahrverbote: 
ĂAngesichts des massiven Perso-

nalabbaus bei der Polizei und 
dem damit zwangsläufigen He-
runterfahren von Verkehrskon-

trollen ist das Risiko trotz Fahr-
verbots am Steuer erwischt zu 

werden, längst nicht hoch genug. 
Hier droht ein weiteres Vollzugs-

defizit.ñ  
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GdP zum Verfassungsschutzbericht 2009  
Anstieg linksextremistischer Gewalt nicht verharmlosen  

Berlin.  Vor einer Verharmlosung 
linksextremistischer Gewalt hat 

der stellvertretende Bundesvor-
sitzende der Gewerkschaft der 
Polizei (GdP), Bernhard Witt-

haut gewarnt.  
   Witthaut: ĂDie Steigerung lin-
ker Gewalttaten um rund 60 
Prozent im vergangenen Jahr ist 

alarmierend. Ohne in der Be-
kämpfung des Rechtsextremis-
mus nachzulassen muss auch 

der Linksextremismus stärker in 
Politik und Gesellschaft geäch-
tet werden.ñ 
   Witthaut: ĂDie Finanz- und Wirt-

schaftskrise hat Autonomen und 
anderen gewaltbereiten Linksextre-
misten offenbar Auftrieb gegeben.ñ 

Leider, so die GdP, herrsche bis in 
linksliberale bürgerliche Kreise hin-
ein die Tendenz, linke Gewalt zu 

verharmlosen. Witthaut: ĂEs ist 
dringend notwendig, gegen gewalt-
bereiten Linksextremismus ebenso 
breite Bündnisse zu schmieden, wie 

das gegen die rechte Szene der Fall 
ist.ñ 
   Es sei bedr¿ckend, so Witthaut, 

wie die linke Szene unter anderem 

in Internetforen mit dem Spreng-

stoffanschlag gegen die Polizei am 
12. Juni in Berlin anlªsslich einer 
Großdemonstration gegen die Spar-
pläne der Bundesregierung, bei der 

drei Einsatzkräfte schwer verletzt 
wurden, umgehe. Witthaut: ĂDa 
trieft es von fadenscheinigen Ausre-

den bis hin zu offener Genugtuung 

und Schadenfreude.ñ Dabei steige, 

so die GdP, die linke Gewalt sei Jah-
ren insbesondere in Berlin und 
Hamburg an.  
   Linke Gewalt richte sich vornehm-

lich gegen die Polizei, nehme aber 
auch keine Rücksicht darauf, Eigen-
tum und Gesundheit unbeteiligter 

Bürger zu schädigen.  

Ob Fußballfan oder nicht -  auch 
während der WM 2010 wird Be-

amten der Berliner Polizei un-
tersagt, Deutschland - Flaggen 
zu tragen. Ganz anders sieht es 
dagegen in Sachsen - Anhalt aus.  

W ä h r e n d  d e r  F u ß b a l l -
Weltmeisterschaft in Südafrika ist 
es Berliner Polizisten nicht erlaubt, 

Deutschland - Flaggen zu tragen 
oder an ihren Dienstfahrzeugen 
anzubringen. Grund dafür sei das 

Neutralitätsgebot für Beamte, wie 
eine Polizeisprecherin am Donners-
tag mitteilte. Schon bei der Welt-
meisterschaft 2006 hatte Polizei-

präsident Dieter Glietsch seinen 
Beamten per Dienstanweisung un-

tersagt, während der Sportveran-
staltung Deutschlandfahnen an ih-

ren Fahrzeugen zu befestigen. Auch 
war es verboten, das Gesicht 
Schwarz -Rot -Gold zu schminken.  
   Polizisten in Sachsen -Anhalt da-

gegen dürfen wie bei den Titel-
kämpfen vor vier Jahren mit einer 
Nationalfahne am Auto unterwegs 

sein. ĂAuch Polizistinnen und Poli-
zisten sind FuÇballfansñ, sagte In-
nenminister Holger Hövelmann 

(SPD) am Mittwoch in Magdeburg. 
ĂWer mit einer Fahne am Dienst-
fahrzeug dazu beitragen will, dass 
die Weltmeisterschaft auch in 

Deutschland zu einem bunten und 
frºhlichen Fest wird, kann das tun.ñ 

Das Flaggenverbot für Berliner Poli-
zisten hatte vor vier Jahren heftige 

Kritik hervorgerufen. Die Berliner 
Polizei begründete den Schritt da-
mit, dass Einsatzkräfte etwa bei 
Ausschreitungen zwischen rivalisie-

renden Anhängern keinesfalls für 
Fans gehalten werden dürften.  

WM 2010 

Polizei  darf keine Flagge zeigen 
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GdP-Vorsitzender Konrad Freiberg mit Gastkommentar  
für das "Hamburger Abendblatt:  
Polizisten bekommen den Politikverdruss zu spüren   

Hamburg.  Die Regierungskoalition 
drückt der deutschen Nationalmann-
schaft die Daumen. Und das aus gutem 
Grund. Je besser und erfolgreicher sich 
die deutschen Kicker in Südafrika prä-
sentieren, desto weniger interessiert 
sich die Öffentlichkeit für die offensicht-
lichen Querelen innerhalb des ehemali-

gen Dreamteams Schwarz -Gelb, seine 
stockende Regierungsarbeit und den 

Berliner Politikbetrieb. Aber der Fußball 
wird die zunehmende Verunsicherung 
der Menschen nur begrenzt mindern 
können.  
   Die Menschen sp¿ren, dass der seit 
Jahren gärende Politikverdruss nunmehr 
auch die Politik selbst erreicht hat. 
"Gurkentruppe", "Rumpelstilzchen" und 
andere Schmähworte sind zum Sprach-
gebrauch innerhalb der schwarz -gelben 
Bundesregierung geworden. Der mitt-
lerweile auf unterem Niveau angelangte 

zwischenmenschliche Umgang in der 
Regierungskoalition ist ein Beleg für den 
Zustand der Regierung. Streit ist über-
all, Grundlinien der Politik sind nicht 
erkennbar, die Koalition ist angesichts 
der großen Herausforderungen völlig 
uneins. Es ist kein Wunder, dass sich 

der Vertrauensverlust der Menschen in 
die Politik in Zahlen ausdrückt. Nach 
einer von der Bertelsmann -Stiftung En-
de 2009 in Auftrag gegebenen Erhe-
bung hat es sogar den tiefsten Stand 
seit Ende des Zweiten Weltkriegs er-
reicht. Nur noch wenig mehr als zehn 

Prozent der Bevölkerung haben Vertrau-
en in politische Entscheidungen. Dieser 
Wert ist außerordentlich besorgniserre-
gend, weil er verdeutlicht, dass sich die 
übergroße Mehrheit von der Politik im 
Allgemeinen abgewendet hat.  
   Aber der Vertrauensverlust f¿hrt im 
Politikbetrieb zu weniger Aufregung als 
ein Punktverlust des DAX. Erst wenn 
sich dieses schwindende Vertrauen in 
niedrigen Wahlbeteiligungen ausdrückt, 
sorgt das kurz für Diskussionen.  

Der Vertrauensverlust, die zunehmende 
Abkehr von Staat und Gemeinsinn, 

macht den täglichen Dienst meiner Poli-
zeikolleginnen und -kollegen auf der 
Straße immer gefährlicher. Sie werden 
immer häufiger Opfer von Angriffen. Die 
Gewalt gegen die Polizei steigt seit Jah-
ren bedrohlich.  
   In einer von meiner Gewerkschaft der 
Polizei (GdP) geförderten bundesweiten 
Untersuchung gaben 82 Prozent der 
befragten Polizisten an, im vergangenen 
Jahr im Dienst beleidigt oder bedroht 
worden zu sein, rund 27 Prozent wur-

den geschlagen oder getreten. Jeder 
50. Polizist wurde mit einer Schusswaffe 

bedroht. Was mich besonders erschüt-
terte, ist die Menschenverachtung und 
Kälte, mit der sie angegriffen wurden, 
ohne Rücksicht darauf, ob sie schwer-
wiegend verletzt oder sogar getötet 
werden konnten. Der Sprengstoffan-
schlag auf Einsatzkräfte während einer 

Demonstration in Berlin am 12. Juni 
2010 war ein vorlªufiger Hºhepunkt. 
Der Mensch in Polizeiuniform zählt 
nichts mehr. Die Uniform wird zuneh-
mend Zielscheibe der Geringschätzung 
und des Hasses. Eine polizeiliche Anord-
nung oder Weisung, selbst bei einer 
lapidaren Regelverletzung, führt immer 
häufiger zu verbalem Schlagabtausch. 
Unsere Politiker erkennen nicht, dass 
der Autoritätsverlust der Polizei eine 
Auflösungserscheinung unserer staatli-

chen und gesellschaftlichen Ordnung 
bedeutet.  

   Auch innerhalb der Polizei erleben wir, 
dass die Vertrauenskrise bislang kaum 
vorstellbare Ausmaße angenommen 
hat. Unsere Mitglieder erzählen uns, 
dass durch die dauernden sogenannten 
Reformen in Bund und Ländern keine 
Verlässlichkeit im beruflichen Alltag 
gegeben ist. Existenzielle Fragen, wie 
das Ende des aktiven Dienstes oder die 
zu erwartende Höhe der Pension, sind 
nicht mehr planbar. Daraus resultieren 
große Verunsicherung, große Wut und 

ein enorm schwindendes Vertrauen in 
den Staat. Auf der Ebene der Gewerk-

schaftsvorstände erleben wir, dass un-
sere Gesprächspartner in Parteien und 
Regierung zwar offen für Gespräche 
sind, aber keine verlässlichen Zusagen, 
in welcher Sachfrage auch immer, ab-
geben können.  
   Das ist die Bilanz eines auf Machter-

halt ausgerichteten Taktierens, das den 
Namen Politik nicht mehr verdient.  
   Es ist Zeit f¿r eine groÇe Regierungs-
reform, damit die zunehmende soziale 
Schieflage in unserer Gesellschaft wie-
der ausbalanciert, die klaffende Lücke 
zwischen Arm und Reich geschlossen 
wird und die Politik durch verantwortli-
ches Handeln wieder Achtung gewinnt.  
   Die zunehmende Ungerechtigkeit und 
die Hilflosigkeit der Politik erzeugen bei 
den Menschen Unverständnis und Zorn. 

Zu Recht! Dieser berechtigte Zorn wird 
mit Protesten auf den Straßen einen 

immer stärkeren Ausdruck finden. In 
Südafrika hat der Ausfall des deutschen 
Führungsspielers Michael Ballack die 
Nationalmannschaft enger zusammen-
geschweißt und damit den Teamgeist 
aus der Flasche gelockt.  
 
   F¿r die amtierende Bundesregierung 
würde nicht einmal das reichen. Nur 
eine komplett neue Mannschaftsaufstel-
lung hätte die Chance, die Begegnung 
mit der Wirklichkeit zu bestehen.  
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Keine Berücksichtigung der Schichtdienstzeiten  
bei der Lebensarbeitszeitverlängerung  

Jetzt hat die Politik gezeigt, was sie 

von der Schichtarbeit bei der Poli-

zei hält. Nämlich nichts, trotz aller 

Fensterreden.  

   Was passiert nun, wenn alle Kol-

leginnen und Kollegen im Schicht-

dienst über 40 sich beim Arzt ihres 

Vertrauens auf die Schichtdienstfä-

higkeit hin untersuchen lassen?  

   Laut geltendem Recht steht diese 

Untersuchung jedem zu und wenn 

es sich herausstellt, dass der be-

troffene Kollege nicht mehr 

schichtdienstfähig ist, soll er soweit 

möglich auf eine Tagesdienststelle 

versetzt werden.  

 

Hierzu die Rechtsquelle:  

 

Richtlinie 2003/88 des Europä-

isch en  Par lam en t es u n d  Rat es 

 

Art. 9 Untersuchung des Ge-

sundheitszustands von Nacht-

arbeitern und Versetzung auf 

Arbeitsstellen mit Tagarbeit  

 

Die Mitgliedstaaten treffen die er-

forderlichen Maßnahmen, damit:  

 

Der Gesundheitszustand der Nacht-

arbeiter vor Aufnahme der Arbeit 

und danach regelmäßig unentgelt-

lich untersucht wird;  

 

Nachtarbeiter mit gesundheitlichen 

Schwierigkeiten, die nachweislich 

damit verbunden sind, dass sie 

Nachtarbeit leisten, soweit je-

weils möglich auf eine Arbeits-

stelle mit Tagarbeit versetzt wer-

den, für die sie geeignet sind.  

 

Die unentgeltliche Untersuchung 

des Gesundheitszustands gemäß 

Absatz 1 Buchstabe a) unterliegt 

der ärztlichen Schweigepflicht.  

 

Die unentgeltliche Untersuchung 

des Gesundheitszustands gemäß 

Absatz 1 Buchstabe a) kann im 

Rahmen des öffentlichen Gesund-

heitswesens durchgeführt wer-

den.  

 Ă ltere Arbeitnehmerñ werden 

mit einem Lebensalter ab 40 Jah-

ren definiert. Dies ist seit 1996 un-

mittelbar geltendes Recht. Bereits 

ab dieser Zeit hätte eine Gesund-

heitsuntersuchung für Nachtarbei-

ter stattfinden müssen. Bewusste 

Versäumnisse des Dienstherrn dür-

fen nicht zu Lasten des/r Beamten/

in gehen, weshalb bei Nachtdienst-

untauglichkeit, bei denen kein 

gleichwertiger Tagesarbeitsplatz 

zur Verfügung steht, eine ab-

schlagsfreie Pensionierung erfolgen 

muss.  

   Im Artikel 2 ist auch ganz genau 

definiert, wer Schichtdienst leistet 

und was Nachtdienst ist. Dass die-

se EG-Richtlinie für uns Gültigkeit 

hat, wird vom Innenministerium in 

keiner Weise bestritten ï siehe 

Merkheft zur Mehrarbeit.  

   Wer diesen Weg beschreitet, was 

wirklich zu empfehlen ist und 

Schwierigkeiten bekommt, ist als 

GdP-Mitglied in den besten Hän-

den.  

   Wenn die Politik in ihrer Verblen-

dung meint, das Recht und den 

gesunden Menschenverstand so 

mit Füßen zu treten, dann muss sie 

auch zusehen, wie liebgewonnenes 

u.U. der Vergangenheit angehört.  

   Die GdP kªmpft diesen Kampf 

mit, denn nur wer kämpft kann 

verlieren, wer meint als Steigbü-

gelhalter durchs Leben laufen zu 

müssen und große Reden ver-

sprüht, der hat langfristig verloren.  

 

Rüdiger Seidenspinner  

GdP-Landesvorsitzender  


